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Editorial
Aktueller Gefechtsstand der Glücksspielbesteuerung

Am 1.7.2021 ist das Gesetz zur Änderung des Rennwett-
und Lotteriegesetzes („RennwLottÄG“) in Kraft getreten,
nach dem bei Online-Casino- und Pokerangeboten eine Be-
steuerung nach Maßgabe der Bemessungsgrundlage des ge-
samten Spieleinsatzes erfolgt1. Demgegenüber unterliegen
terrestrische Spielbanken und Betreiber von stationären ge-
werblichen Geldspielautomaten in Spielhallen und Gast-
stätten einer auf den Bruttospielertrag bezogenen Besteue-
rung. Gegen diese privilegierte Bruttospielertrags-Besteue-
rung terrestrischer Anbieter im Vergleich zu einer Besteue-
rung der Spieleinsätze bei entsprechenden
Online-Angeboten sind bereits Beihilfebe-
schwerden bei der Europäischen Kommission
erhoben sowie eine einstweilige Anordnung ge-
mäß § 123 Abs.1 VwGO wegen des damit ein-
hergehenden Verstoßes gegen das beihilferecht-
liche Durchführungsverbot (Art. 108 Abs. 3
Satz 3 AEUV) vor dem Verwaltungsgericht Ber-
lin (VG 26 L 149/21) beantragt worden.

Als Kern des Beihilfevorwurfes schält sich die
Selektivität der streitgegenständlichen Rege-
lung heraus. Nun hat die Bundesregierung ge-
genüber der Europäischen Kommission und
dem Verwaltungsgericht Berlin vorgetragen, dass das
RennwLottG nicht das maßgebliche Bezugssystem zur Be-
steuerung von Aufstellern von gewerblichen Geldspielau-
tomaten und von Spielbanken sei. Diese terrestrischen
Glücksspiele unterlägen anderen steuerrechtlichen Rege-
lungen (Umsatzsteuer, kommunaler Vergnügungssteuer
bzw. Spielbankabgabe). Daraus folgert die Bundesregie-
rung, dass auf unterschiedliche Vertriebswege (online ver-
sus offline) im Rahmen einer föderalen Steuergesetzgebung
auch unterschiedliche Steuersysteme zur Anwendung kom-
men dürften.

Der These vom Fehlen eines einheitlichen Bezugssystems
ist zu widersprechen. Denn bis zu der neuen selektiven
Herangehensweise im RennwLottÄG verfolgte der Bundes-
gesetzgeber eine einheitliche Besteuerungssystematik für
die bundesgesetzlich erfassten Glücksspiele, gleich ob diese
in Online- oder Offline-Vertriebskanälen angeboten wer-
den. Hatte der Bundesgesetzgeber entschieden, eine

Glücksspielart nach dem RennwLottG zu besteuern, wurden
konsequent auch deren Online- sowie Offline-Vertriebswe-
ge einheitlich und gleichmäßig besteuert. Sowohl hinsicht-
lich der Bemessungsgrundlage einer Spieleinsatzsteuer als
auch hinsichtlich der jeweiligen Steuersätze besteuerte das
RennwLottG bisher gleichmäßig

Online- und Offline-Lotterien mit 20 % auf den Einsatz,
Online- und Offline-Pferderennwetten mit 5 % auf
den Einsatz sowie

Online- und Offline-Sportwetten mit
5 % auf den Einsatz.

Im Hinblick auf Online- und Offline-Auto-
matenspiele verfolgte der Bundesgesetzge-
ber aufgrund des Umsatzsteuergesetzes bis-
her ebenso eine gleichmäßige Besteuerung
(19 % USt auf den Bruttospielertrag abzüg-
lich der gezahlten Umsatzsteuer).
Nunmehr bricht der Bundesgesetzgeber mit
dieser gleichmäßigen Besteuerungssyste-
matik. Zeitgleich mit der Marktöffnung für
virtuelle Automatenspiele und Online-Po-
kerangebote durch den GlüStV 2021 zum

1.7.2021 (!) werden im neuen RennwLottÄG nur eben diese
Online-Vertriebswege der hohen Spieleinsatzbesteuerung
unterworfen, mithin die entsprechenden Offline-Vertriebs-
varianten von der Spieleinsatzsteuer selektiv verschont, in-
dem der Bundesgesetzgeber die gleichen Glücksspielarten
in Offline-Vertriebskanälen der niedrigen Besteuerung
durch die Landesgesetzgeber überlässt. Die von der Bun-
desregierung angeführten Unterschiede zwischen den On-
line- und Offline-Vertriebswegen sind in inkohärenter Wei-
se vorgeschoben. Denn der Bundesgesetzgeber hat in dem
RennwLottG schon bei vergleichbaren Unterschieden in
den Online- und Offline-Vertriebskanälen von Lotterien,
Pferderennwetten und Sportwetten gleichwohl eine ein-
heitliche Besteuerungssystematik angeordnet. Danach ist
festzuhalten, dass das maßgebliche Bezugssystem in der
gleichmäßigen Besteuerungssystematik nach dem bis zum
30.6.2021 geltenden RennwLottG zu sehen ist, aus welcher

1 Vgl. Koenig, ZfWG 2021, 230 ff.
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der Bundesgesetzgeber nunmehr die Offline-Vertriebsvari-
anten, die den vom neuen RennwLottÄG erfassten virtuel-
len Automatenspielen und Online-Pokerangeboten ent-
sprechen, von der Spieleinsatzsteuer selektiv verschont
und dadurch der niedrigen Besteuerung durch die Landes-
gesetzgeber überlässt. Diese Dezision der geänderten Be-
steuerungssystematik hat der Bundesgesetzgeber gesetzt;
sie ist entgegen dem Vortrag der Bundesregierung nicht
einer „autonomen“ Kompetenzausübung durch die Landes-
gesetzgeber zurechenbar.
Nach der Rechtsprechung seit dem Azoren-Urteil des Ge-
richtshofs vom 6.9.2006 (Portugal/Kommission, Rs.
C-88/03, Rn. 58 ff.) kann der selektive Charakter einer re-
gionalen Besteuerung nur ausgeschlossen werden, wenn die
betreffende Regionalkörperschaft gegenüber dem Zentral-
staat hinreichend „autonom“ ihre Steuergesetzgebungskom-
petenz auszuüben vermag. Die hier streitgegenständliche
Regelung beruht dagegen auf einer Entscheidung des Bun-
desgesetzgebers über die Besteuerungssystematik. Denn die
Dezision der geänderten Besteuerungssystematik hat der
Bundesgesetzgeber gesetzt, indem er die Offline-Vertriebs-
kanäle der gleichen Glücksspielarten, welche den vom neu-
en RennwLottÄG erfassten virtuellen Automatenspielen und
Online-Pokerangeboten entsprechen, von der Spieleinsatz-
steuer selektiv ausnimmt. Die dadurch bewirkte Zuordnung
zu der niedrigen Besteuerung durch die Landesgesetzgeber
beruht damit gerade offensichtlich nicht auf einer „autono-
men“ Kompetenzausübung durch die Landesgesetzgeber im
Sinne der Rechtsprechung des Gerichtshofs, sondern auf der

Ausübung der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz
durch den Bundesgesetzgeber. Vielmehr hätte der Bundes-
gesetzgeber für die Online- wie Offline-Vertriebskanäle eine
einheitliche Besteuerungsregelung genauso auf Basis der
konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz des Bundes
nach Art.105 Abs. 2 GG i. V. m. Art. 72 Abs. 2 GG erlassen
können, wie er dies gerade nach dem RennwLottG bei Lot-
terien, Pferderennwetten und Sportwetten getan hat. Die
Bundesregierung hat bisher nichts vorgetragen, warum eine
solche einheitliche Besteuerungssystematik für Automaten-
und Pokerspiele nicht genauso zur Wahrung der Rechts-
oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse er-
forderlich wäre wie bei Lotterien, Pferderennwetten und
Sportwetten. Verfolgt man die Logik der Bundesregierung
wären die von ihr angeführten Unterschiede zwischen On-
line- und Offline-Vertriebskanälen in der Erlaubnis- und
Lizenzerteilung aus Kohärenzgründen jedenfalls genauso
wie bei Automaten- und Pokerspielen auch auf Lotterien,
Pferdewetten und Sportwetten zu beziehen.
Nach allem liegt aufgrund der niedrigen Besteuerung von
Aufstellern von gewerblichen Geldspielautomaten und von
Spielbanken eine beihilfetatbestandliche Selektivität der
streitgegenständlichen Beihilferegelung vor.

Univ.-Prof. Dr. Christian Koenig, Bonn*

* Auf Seite III erfahren Sie mehr über den Autor. Der Beitrag beruht auf
einem Rechtsgutachten.

Aufsätze
RA Prof. Dr. Heiko Lesch, Bonn*

Zur Strafbarkeit des unerlaubten Bereitstellens von Einrichtungen
zur erlaubten Veranstaltung von Glücksspielen

Die Frage der Strafbarkeit des unerlaubten Bereitstellens
von Einrichtungen zur erlaubten Veranstaltung von Glücks-
spielen hat infolge der Entscheidung des BGH vom
27.2.2020 – 3 StR 327/191 – insbesondere in zwei Fallkon-
stellationen eine erhebliche praktische Relevanz gewonnen,
nämlich erstens im Zusammenhang mit dem (noch) nicht
erlaubten Weiterbetrieb einer ehemals nach § 33 i GewO
genehmigten Bestandsspielhalle, in der Geldspielgeräte mit
einer PTB-Zulassung aufgestellt sind, und zweitens im Zu-
sammenhang mit dem (noch) nicht erlaubten Betrieb einer
Wettvermittlungsstelle, in der Sportwetten im Rahmen der
Vertriebsorganisation eines nach §§ 4a ff GlüStV 2021 kon-
zessionierten Veranstalters vermittelt werden. Der Beitrag
kommt zu dem Ergebnis, dass in diesen Fallkonstellationen
der Tatbestand des § 284 StGB nicht erfüllt ist, ggf. aber
verschiedene Bußgeldvorschriften zum Zuge kommen.

I. Verwaltungsrechtliche Grundlagen

1. Veranstaltung des gewerblichen Automatenspiels in
Spielhallen

Geldspielgeräte dürfen gem. § 1 Abs.1 der Verordnung über
Spielgeräte und andere Spiele mit Gewinnmöglichkeit
(SpielV) nur „aufgestellt“ werden in Räumen von Schank-
oder Speisewirtschaften, Beherbergungsbetrieben, Spiel-
hallen oder ähnlichen Unternehmen oder Wettannahme-
stellen der konzessionierten Buchmacher nach § 2 Rennw-
LottG (es sei denn, in der Wettannahmestelle werden Sport-
wetten vermittelt). Das „Aufstellen“ erschöpft sich nicht
etwa in dem gegenständlichen Verbringen des Geräts an
einen geeigneten Ort, sondern schließt auch das Betreiben

418 ZfWG 6/21 Lesch, Zur Strafbarkeit des unerlaubten Bereitstellens von Einrichtungen

* Auf Seite III erfahren Sie mehr über den Autor.
1 BGH, NJW 2020, 2282 f. = ZfWG 2020, 352 ff.
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